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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Reduk-
tion von insbesondere in Form von Pyrolyseprodukten
freigesetzten Schadstoffemissionen aus in Gießereibe-
trieben Einsatz findenden Metallgußkästen. Ferner be-
trifft die Erfindung Metallgußkästen zur Durchführung
des Verfahrens.
[0002] In Metallgießereien stellen Schadstoffemissio-
nen aus Metallgußformen eine erhebliche Geruchs-,
Gesundheits- und Umweltbelastung dar. Durch die beim
Metallguß notwendigen hohen Temperaturen wird aus
den Metallgußformen bzw. Formkästen eine Vielzahl
von meist organischen Stoffen, die in Form von Pyroly-
seprodukten vorliegen, freigesetzt. Diese entstehen
vorrangig durch thermische Zersetzung des Kernform-
materials und der beim Metallguß im Formsand einge-
setzten Additive. Die zersetzten und verdampften Ver-
bindungen entweichen als unverbrannte Kohlenwas-
serstoffe, Gase, Aerosole, Rauch oder Staub.
[0003] Die beim Metallguß auftretenden Schadstoffe-
missionen werden größtenteils an der Gießstrecke
selbst sowie der Abkühlstrecke und Auspackstelle frei-
gesetzt, also direkt ab dem Einfüllvorgang des heißen
flüssigen Metalls. Bei Einsatz von Metallgußkästen ent-
weichen die Schadstoffe beispielsweise durch den An-
satzrand der beiden Gußformhälften. Eine weitere Frei-
setzung einer größeren Emissionsmenge findet bei der
Entnahme des heißen Formguts aus der Metallgußform
statt (Auspackstelle).
[0004] Gelegentlich findet eine zufällige Verbrennung
der entweichenden Emissionen statt oder wird durch ei-
ne Zündflamme ausgelöst. Solche Verbrennungen fin-
den jedoch nur statt, wenn die lokale Konzentration,
Temperatur und der Brennwert der Emissionen hierfür
ausreichend sind.
[0005] Zur Reduktion der bestehenden Emissionsbe-
lastung wurden verbesserte Formmaterialien entwik-
kelt. Des weiteren wird den gesetzlichen Emissionsauf-
lagen durch Abluftreinigung, beispielsweise durch auf-
wendige Filteranlagen, Wäscher und Biofilter Rechnung
getragen. Nachteilig an diesen Anlagen ist der Material-,
Wartung- und Kostenaufwand. Zudem wird der Wir-
kungsgrad solcher Anlagen oft den Auflagen des Ge-
setzgebers nicht gerecht.
[0006] Bekannt ist es beispielsweise (DE 43 27 396
A1), die Schadstoffemissionen bildenden, beim
Gießvorgang freiwerdenden Pyrolyse-Produkte direkt
abzusaugen, in einem unter Unterdruck gehaltenen
Sammelgefäß zu sammeln, mit Sekundärluft zu mi-
schen und die so verdünnte Abluft vor Austritt in die freie
Atmosphäre Ober eine Abscheidestufe zu leiten. Eine
derartige Anlage zum Erfassen, Absaugen und Ab-
scheiden von Pyrolyse-Produkten ist aufwendig und
entsprechend kostspielig.
[0007] Die Bildung von Geruchs-, Gesundheits- und
Umwelt-belastenden Pyrolyseprodukten tritt auch bei
Verwendung von verlorenen Modellen aus vergasba-

rem Schaumstoff (CH 442 628 und DE 37 07 581 C2)
auf, da dieses Formmaterial nur "praktisch" rückstands-
los vergasbar ist und im übrigen die beim Eingießen der
Schmelze entstehenden Gase über Entgasungskanäle
in die Außenatmosphäre abgeleitet werden. Der Um-
weltschutz und die Humanisierung der Arbeitsplätze ge-
winnen auch auf dem Gießereisektor eine ständig
wachsende Bedeutung (DE 42 26 327 A1, DE 32 46 324
C2und DE 43 27 292 C2). Verfahren nach dem Ober-
begriff des Patentanspruchs 1 sind in der US-PS 4,266,
595 angegeben.
[0008] Der Erfindung liegt daher die Aufgabe zugrun-
de, das eingangs genannte Verfahren so weiter auszu-
bilden, daß eine wirkungsvolle Reduktion der Schad-
stoffemissionen bei geringem Aufwand erreicht wird.
Zudem soll das Verfahren auf alle Metallgußformen an-
wendbar sein, unabhängig von der Zusammensetzung
und der Menge der Emissionsstoffe.
[0009] Erfindungsgemäß wird diese Aufgabe durch
die im kennzeichnenden Teil des Patentanspruchs 1 an-
gegebene Weiterbildung der bekannten Verfahren ge-
löst. Der Erfindung liegt somit der Gedanke zugrunde,
durch Zusatz einer zusätzlichen brennbaren Substanz
sicherzustetten, daß dann auch die Schadstoffe ver-
brennen. Die gemeinsame Verbrennung der Schadstof-
fe und der brennbaren Substanz findet somit nahezu un-
abhängig von der Menge und dem Brennwert der
Schadstoffe statt.
[0010] Metallgußformen bestehen allgemein aus min-
destens zwei Teilen, vorzugsweise aus zwei Gußform-
hälften. Zumindestens eine dieser Gußformhälften, vor-
zugsweise zwei Gußformhälften, umschließen den
Formsand, der beispielsweise ein unter Verwendung
von Additiven und Druck gepresstes poröses Sandma-
terial sein kann. Die Form des Formsands bestimmt die
Außenkontur des späteren Gußgutes. Wahlweise kön-
nen dem Gießraum ein oder mehrere Formkerne hinzu-
gefügt werden, die dann die Innenkontur und Hohlräu-
me des Gußguts bestimmen.
[0011] Unter Schadstoffemission versteht der Fach-
mann in die Umgebungsluft abgegebene geruchsbeein-
trächtigende und gesundheitsschädliche Gase, Rauch,
Stäube und/oder Aerosole.
[0012] Unter einer erfindungsgemäß zum Einsatz ge-
langenden zusätzlichen brennbaren Substanz ist eine
organische Substanz zu verstehen, die vorzugsweise
ein Wachs oder ein Öl, besonders bevorzugt ein Keton,
ein Aldehyd, Äther, Alkan oder Alkohol enthält. Bei die-
ser Substanz handelt es sich somit um eine chemische
Verbindung, die durch Selbstentzündung oder mit Hilfe
einer Zündflamme bei gasförmigem Austritt aus dem
Formkasten und Kontakt mit der Außenluft verbrennt.
Diese Substanz wird dem Metallgußkasten zusätzlich
zu den beim Metallgießen üblichen Additiven zugesetzt.
Vorzugsweise weist eine solche brennbare Substanz ei-
nen hohen Brennwert auf. Weiterhin sind zur Durchfüh-
rung des erfindungsgemäßen Verfahrens brennbare
Substanzen bevorzugt, die erst in Anwesenheit von Um-
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gebungsluft brennen bzw leicht entzündlich sind oder
sich selbst entzünden. Besonders bevorzugt sind
brennbare Substanzen, die unter den Bedingungen ei-
nes Metallgusses erst bei dem Austritt aus der Metall-
gußform unter Selbstentzündung oder mit Hilfe einer
Zündflamme brennen.
[0013] Als brennbare Substanz kann jedoch auch ein
brennbares Gas (Erdgas) Anwendung finden. Dieses
läßt sich mit Hilfe von Injektionsrohren in den Formsand
hineindrücken und ist nach Bedarf steuerbar. Die Ver-
wendung von Gas ist besonders bei stationären, also
nicht am Band gefertigten Formen - ohne Transport des
Behälters - günstig.
[0014] Die der Metallgußform zugesetzte brennbare
Substanz vermischt sich gasförmig mit den Schadstof-
fen in der Metallgußform und entweicht gemeinsam mit
diesen. Bei der Verbrennung dieses Gemisches werden
die Schadstoffe durch die Verbrennungswärme der er-
findungsgemäß zugesetzten zusätzlichen brennbaren
Substanz mit verbrannt. Die Schadstoffe sind somit
nach der Vermischung mit dem Brennstoff letztlich nur
noch geringe Beimischungen innerhalb eines brennba-
ren Gases.
[0015] Eine solche kontrollierte Verbrennung von
Schadstoffen unter dem Zusatz brennbarer Substanzen
ist daher nahezu unabhängig von der Schadstoffmen-
ge, der Schadstoffzusammensetzung und dem eigenen
Brennwert oder der Entzündlichkeit der Schadstoffe in
der jeweiligen Konzentration bei der jeweiligen Tempe-
ratur.
[0016] Vorzugsweise wird die zusätzliche Substanz
den Metallgußkästen im äußeren Formsand - im Be-
reich der Ansatzkanten der Gußformhälften - dem ge-
preßten Formsand zugesetzt.
[0017] Als sehr zweckmäßig hat es sich erwiesen,
wenn die zusätzliche brennbare Substanz in minde-
stens eine der Formsandhälften nach dem Pressen und
dem Guß durch Injektion und/oder vor dem Pressen
durch Vermischen mit dem Formsand oder Teilen des
Formsands eingebracht wird.
[0018] Die Verwendung einer flüssigen brennbaren
Substanz ermöglicht grundsätzlich das Einlagern der
Substanz in die Hohlräume zwischen den Formsand-
körnern und die Verteilung durch Kapillarkräfte.
[0019] Die zusätzliche brennbare Substanz kann der
Metallgußform nämlich gleichmäßig oder lokal konzen-
triert zugesetzt werden. Der Zugabeort sollte je nach
Ausführung der Metallgußform so gewählt werden, daß
eine gute Durchmischung mit den Schadstoffen in der
Gasphase gelingt, die beispielsweise entlang von Spal-
ten oder dafür vorgesehenen Kanälen im Formsand
oder der äußeren Gußform selbst strömen können. Ein
direkter Kontakt der zusätzlich zugesetzten brennbaren
Substanz mit der flüssigen heissen Gußware ist zu ver-
meiden, da dies eine starke spontane Druckwelle erzeu-
gen würde. Auch soll mit dem erfindungsgemäßen Ver-
fahren kein Einfluß auf bestehende, optimierte Form-
techniken und/oder Materialien genommen werden. Als

besonders vorteilhaft hat sich daher die Zugabe des zu-
sätzlichen Brennstoffes erst nach dem Einfüllen des
flüssigen Metalls in die Gußform erwiesen. Eine selbst
geringe Ausbreitung des zusätzlichen Brennstoffes -
gasförmig oder flüssig - zum Kontaktbereich der
Gußware wird dadurch unmöglich. Eine beim Abkühl-
prozeß immer gegebene Gasbewegung - vom Guß-
stück weg nach außen gerichtet - verhindert eine Ein-
flußnahme der zusätzlichen Substanz.
[0020] Angestrebt wird eine solche Positionierung der
zusätzlichen brennbaren Substanz im Formsand so,
daß sie sich mit den Schadstoffen der Gußform im Sinne
einer optimalen Verbrennung der Schadstoff-/Sub-
stanzmischung vermischt. Hier kann in vorteilhafter
Weise eine optimale Dosierung der zusätzlichen Sub-
stanz stattfinden. Durch Steuerung der Menge/Art der
Substanz und deren örtlicher Positionierung sowie des
Zugabezeitpunkts kann eine für den gesamten Emissi-
onszeitraum optimierte Verbrennung der Schadstoffe
ermöglicht werden. In besonders vorteilhafter Weise
wird immer gerade so viel zusätzliches brennbares Gas
emittiert, daß die entweichenden Schadstoffe in einer
dauerhaften Flamme mit verbrennen.
[0021] Als besonders günstig hat es sich erwiesen,
wenn die gemeinsame Verbrennung von Schadstoffen
und der zugesetzten brennbaren Substanz an der An-
satzkante beider Gußformhälften stattfindet, besonders
bevorzugt an einer in der Ansatzkante dafür vorgesehe-
nen Auslaßöffnung.
[0022] Von besonderem Vorteil ist es, wenn minde-
stens eine zusätzliche brennbare Substanz vor der An-
satzkante der Gußform und/oder vor mindestens einer
Auslaßöffnung der Gußform, besonders bevorzugt im
Formsand vor der Ansatzkante der Gußform und/oder
vor mindestens einer Auslaßöffnung der Gußform posi-
tioniert wird.
[0023] Die Menge der zuzusetzenden brennbaren
Substanz richtet sich nach den Dimensionen, dem Auf-
bau und der Zusammensetzung der jeweiligen Metall-
gußform. Neben der Positionierung im Metallgußkasten
bestimmt auch die Substanzmenge sowie die Zusam-
mensetzung der Substanz das Ausmaß der Verbren-
nung der freigesetzten Schadstoffe.
[0024] Vorzugsweise wird mindestens eine solche
Menge zusätzlicher brennbarer Substanz in die
Gußform zugesetzt, daß eine Verbrennung der Schad-
stoffe zumindest während eines Teils der Abkühlphase
des Gießvorgangs, vorzugsweise bis zum Öffnen der
Gießform, besonders bevorzugt bis zum Herauslösen
der Gußware gewährleistet ist.
[0025] Besonders bevorzugt ist eine zusätzliche
Brennstoffzugabe, welche mittels einer Durchdringung
des gesamten Formmaterials - beim Aufbrechen des
Gußkastens zum Herauslösen der Gußware - eine voll-
ständige Verbrennung aller noch eingelagerten Schad-
stoffe im Formsand gewährleistet. Hierbei brennt der
gesamte Formsand offen liegend mit großer Oberflä-
che. Um dies zu erreichen, kann auch eine zweite bzw.
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wiederholte Zugabe/Injektion von Brennstoff in die
Gußform durchgeführt werden.
[0026] Als brennbare Substanz kann jede Verbindung
oder ein Gemisch von Verbindungen eingesetzt wer-
den, die unter den Bedingungen eines Metallgußverfah-
rens brennbar und entzündlich ist. Dem Fachmann sind
eine große Anzahl solcher Verbindungen oder Gemi-
sche bekannt, die bei den höheren Temperaturen und
Umgebungsbedingungen im Metallgußkasten und/oder
an dessen Ansatzkante beim Entweichen und Kontakt
mit Luftsauerstoff die geforderten Eigenschaften auf-
weisen.
[0027] Vorzugsweise enthalten die in dem Verfahren
eingesetzten zusätzlichen brennbaren Substanzen
mindestens eine organische Substanz, vorzugsweise
ein Wachs oder ein Öl, besonders bevorzugt ein Keton,
einen Aldehyd, Äther, Alkane oder Alkohol.
[0028] Besonders vorteilhaft sind Substanzen, die
sich bei der durch die erfindungsgemäße Positionierung
bedingten geringen Wärmeeinwirkung nicht zersetzen,
sondern chemisch unverändert in die Gasphase über-
gehen.
[0029] Bevorzugt werden brennbare Stoffe verwen-
det, die einen Siedepunkt zwischen 20°C und 200°C ha-
ben, besonders vorzugsweise Stoffe mit einem Siede-
punkt zwischen 50°C und 100°C.
[0030] Zur Durchführung des Verfahrens sind natür-
lich Substanzen bevorzugt, die zu geruchsarmen und
gesundheitlich unbedenklichen Verbindungen verbren-
nen. Ganz vorzugsweise sind dies Gasgemische, die zu
Kohlendioxid und Wasser verbrennen.
[0031] Die zugesetzten Substanzen können bei-
spielsweise als Feststoff, bevorzugt jedoch als Flüssig-
keit bei der Zugabe zur Metallgußform vorliegen. Be-
sonders günstig ist es, wenn die Substanzen bei der Zu-
gabe zur Metallgußform als Flüssigkeit vorliegen und
verdampfen/sieden, wenn das heiße Metall oder die hei-
ßen Abgasemissionen Wärme vermitteln.
[0032] Die Überführung der brennbaren Substanzen
in die Gasphase wird vorzugsweise durch Wärmebrük-
ken von Seiten der heißen Gußware über den Form-
sand vermittelt.
[0033] Die sich im gesamten Gußkasten ausbreiten-
de Wärme, die von der sich dabei abkühlenden Gußwa-
re ausgeht, erreicht unter ständigem Temperaturanstieg
im Formsand die erfindungsgemäß zugegebene brenn-
bare Substanz und führt diese in die Gasphase über.
[0034] Gemäß einer alternativen Ausführungsform
des Verfahrens verdampft die Substanz durch die hei-
ßen Schadstoffe, die während des Gießvorgangs gebil-
det werden, und verbrennt vorzugsweise erst im Ge-
misch mit den Schadstoffen gemeinsam beim Austritt
aus der Gußform und Kontakt mit Luft. Die Verbrennung
des Substanz-/Schadstoffgemisches kann auch erst bei
Kontakt mit einer Zündflamme erfolgen.
[0035] Natürlich ist eine gute Vermischung der
Schadstoffe mit der zusätzlichen Substanz von Vorteil,
was durch eine ausreichend lange Mischstrecke der

beiden Gase miteinander, bevor sie mit der Außenluft
in Kontakt gelangen, gewährleistet.
[0036] Die Erfindung betrifft weiterhin einen Metall-
gußkasten, der zur Durchführung des erfindungsgemä-
ßen Verfahrens modifiziert ist. Dabei hat es als beson-
ders günstig erwiesen, wenn der Metallgußkasten aus
mindestens zwei Gußformteilen besteht, bei denen min-
destens eine der Hälften in der Ansatzkante eine Nut
als Austrittsöffnung für Gase aufweist. Auch Rinnen und
Löcher in dem Formsand, die das Herausführen der Ga-
se erleichtern, können in vorteilhafter Weise vorgese-
hen sein.
[0037] Sehr vorteilhaft ist es ferner, wenn innerhalb
des Formsandes Gasführungen vorgesehen sind, die in
eine Auslaßöffnung münden.
[0038] In weiterer zweckmäßiger Ausgestaltung weist
mindestens eine der beiden Gußformhälften in dem
Formsand eine Aussparung zur Aufnahme von brenn-
baren Substanzen auf.
[0039] Im folgenden wird die Erfindung anhand einer
Zeichnung beispielhaft erläutert, und zwar zeigen

Fig. 1 den zeitlichen Schadstoffemissionsverlauf bei
Betrieb einer Metallgußform nach dem Stand
der Technik,

Fig. 2 den zeitlichen Schadstoffemissionsverlauf ei-
ner bei Durchführung des Verfahrens nach der
Erfindung eingesetzten Metallgußform,

Fig. 3 eine schematische Vertikalschnittansicht ei-
nes Formkastenteils zur Veranschaulichug
des Strömungsverlaufs der Schadstoffe bei
Einsatz eines zusätzlichen Brennstoffes von
der Gußform weg, hin zur Ansatzkante des
Formkastens und

Fig. 4 drei verschiedene Möglichkeiten A, B und C
der Zugabe von brennbaren Substanzen in ei-
ne Metallgußform.

[0040] In den Fig. 1 und 2 zeigen die durchgezogenen
Linien die Gesamtmasse an Kohlenwasserstoffen, wel-
che den Formkasten verläßt.
[0041] Die gestrichelte Linie zeigt den Verlauf der Ge-
samtmasse an Kohlenwasserstoffen in der Abluft, nach
kurzer Durchmischung mit der Außenluft und deren teil-
weiser (Fig. 1) bzw. vollständiger Verbrennung (Fig. 2).
Ein beispielhafter Meßpunkt ist in Fig. 3 bei Punkt 8 an-
gedeutet.
[0042] Die Y-Achse zeigt die Masse der Schadstoff-
menge an. Zum Zeitpunkt t0 wird flüssiges Metall in die
Metallgußform gegeben und eine Entzündung der
Schadstoffe zum Zeitpunkt t1 ausgelöst. Zum Zeitpunkt
t2 ist die Verbrennung beendet, da der relativ geringe
Schadstoffausstoß eine weitere Verbrennung nicht
mehr ermöglicht.
[0043] Das Integral der Fläche unterhalb der gestri-
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chelten Linie ist ein Maß für die noch große Menge an
emittierten Schadstoffen.
[0044] Wie in Fig. 2 gezeigt, erhöht sich durch Zusatz
einer brennbaren Substanz das Niveau der Kohlenwas-
serstoff-Emission auf der Y-Achse.
[0045] Zum Zeitpunkt t0 wird flüssiges Eisen in die
Metallgußform gegeben, und es tritt eine Selbstentzün-
dung des Schadstoff-/Substanz-Gemisches zum Zeit-
punkt t1 ein. Der Brennvorgang wird erst spät, zum Zeit-
punkt t2 beendet. Dann ist die eingesetzte Menge zu-
sätzlicher brennbarer Substanz fast vollständig ver-
braucht.
[0046] Die deutliche Verminderung der Fläche unter
der gestrichelten Linie zeigt die enorme Wirksamkeit
des vorgestellten Verfahrens. Trotz erhöhter Gesamte-
mission aus dem Formkasten ist die letztlich freigesetz-
te Schadstoffmenge deutlich reduziert. Insbesondere
sind stark riechende und teilweise gesundheitsschädli-
che Gaskomponenten verbrannt und nicht in die Umwelt
gelangt.
[0047] In Fig. 3 ist einTeil eines Formkastens 1 dar-
gestellt. Im Formsand 2 liegt die Gußware 3. Die sich
verstärkende Schwärzung im Bereich der Gußware soll
den Temperaturverlauf andeuten. Beispielhaft befindet
sich die zusätzliche brennbare Substanz 4 in der Nähe
einer Gasaustrittsöffnung (z.B. im Bereich der Ansatz-
kante der beiden Hälften des Formkastens 1. Die dar-
gestellten Strömungslinien 5 zeigen, daß ein Vermi-
schen des vergasten Brennstoffes mit den Schadgasen
der Gußware 3 stattfindet. Dieses Gasgemisch ent-
weicht im Bereich der Ansatzkanten der beiden Hälften
des Formkasten 1 in Richtung des Pfeiles 6 nach außen
und erreicht die Stelle, an der die in den Fig. 1 und 2
dargestellte Gesamtemission vorliegt. Durch das erfin-
dungsgemäße Verbrennen der austretenden Gase in ei-
ner gemeinsamen Flamme 7 tritt die erfindungsgemäß
angestrebte starke Schadstoffreduktion ein. Wie bereits
vorstehend im Zusammenhang mit Fig. 1 bzw. 2 er-
wähnt, zeigt der Meßpunkt 8 oberhalb der Flamme 7 ei-
ne angenommene Meßstelle der in den Fig. 1 und 2 dar-
gestellten gestrichelten Linie an.
[0048] Fig. 4 zeigt in beispielhafter Darstellung Ver-
schiedene Zugabemöglichkeiten der brennbaren Sub-
stanz 4 in dem Gußkasten 1. Wie die Darstellung der
Fig. 4 zeigt, ist die zusätzliche Substanz 4 in Teilberei-
chen des Formsandes 2 eingelagert, und zwar durch In-
jektion oder Einlagern vor dem Zusammenbau der Hälf-
ten des Formkastens 1 beiderseits der Trennlinie 9 oder
durch Injektion nach dem Guß.
[0049] Gemäß Fig. 4B kann die brennbare Substanz
4 in nur einer Hälfte durch Einschütten oder Einlagern
inTeilbereichen des Formsandes 2 vor dem Zusammen-
bau der Kastenhälften eingelagert sein.
[0050] Eine weitere Möglichkeit veranschaulicht Fig.
4C, gemäß der die brennbare Substanz 4 in Teilberei-
chen des Formsandes 2 eingelagert ist, und zwar nach
dem Guß mittels Injektion in den Formsand.
[0051] Wie aus allen drei Darstellungen ersichtlich, ist

die zusätzliche brennbare Substanz 4 stets von der
Gußware 3 getrennt eingelagert, und zwar so, daß sie
nicht deren Oberfläche erreicht. Gleichgültig welche der
drei Einlagerungsmöglichkeiten gewählt wird, es han-
delt sich stets um eine Einlagerung, die gewährleistet,
daß die Substanz, ohne daß eine Zersetzung erfolgt,
nur durch Erwärmung mit daraus resultierender Verdun-
stung/Sieden aus der Form herausgedrängt wird, ohne
daß eine Pyrolyse stattfindet.
[0052] Die Substanz kann dabei im Formkasten so
eingelagert sein, daß die sich unter Erwärmung in hoher
Konzentration gas- oder dampfförmig verteilt, mit dem
Ziel, beim Öffnen der Gußform mit den Schadstoffen zu-
sammen auszutreten und zu verbrennen (Auspackstel-
le).

Patentansprüche

1. Verfahren zur Reduktion von z. B. in Form von Py-
rolyseprodukten freigesetzten Schadstoffemissio-
nen aus in Gießereibetrieben Einsatz findenden
Metallgußkästen, bei dem den Metallgußkästen
mindestens eine zusätzliche brennbare Substanz
zugesetzt wird, die - sofern sie nicht gasförmig ist -
bei Erhitzung in gas- bzw. dampfförmigen Zustand
übergeht und beim Austritt aus den Metallgußkä-
sten zusammen mit den Schadstoffen verbrennt,
dadurch gekennzeichnet, daß die zusätzliche
brennbare Substanz derart getrennt von einer in
dem Metallgußkasten gebildeten Gußware eingela-
gert wird, daß sie die Oberfläche der Gußware nicht
erreicht.

2. Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet daß die zusätzliche brennbare Substanz
in die Metallgußkästen vor dem Pressen und Ver-
mischen mit dem Formsand oder Teilen des Form-
sandes eingebracht wird.

3. Verfahren nach Anspruch 2, dadurch gekenn-
zeichnet, daß die zusätzliche brennbare Substanz
in Form eines festen Brennstoffes in eine Ausspa-
rung des Formsandes oder Kemmaterials eingela-
gert wird.

4. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 3, da-
durch gekennzeichnet, daß zur gemeinsamen
Verbrennung der Schadstoffe und der zusätzlichen
brennbaren Substanz dieses Gemisch an der Aus-
trittsstelle vorzugsweise an einer an der Ansatzkan-
te dafür vorgesehenen Auslaßöffnung gezündet
wird.

5. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 4, da-
durch gekennzeichnet, daß die zusätrliche brenn-
bare Substanz mindestens eine organische Sub-
stanz, vorzugsweise ein Wachs oder ein Öl, beson-
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ders bevorzugt ein Keton, einen Aldehyd, Äther, Al-
kan oder Alkohol, besonders bevorzugt Ethanol
oder auch ein Gas enthält.

6. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 5, da-
durch gekennzeichnet, daß die zusätzliche
brennbare Substanz ein Feststoff, vorzugsweise je-
doch eine Flüssigkeit ist.

7. Metallgußkasten zur Durchführung des Verfahrens
gemäß einem der Ansprüche 1 bis 6, aus minde-
stens zwei Gußformteilen, bei dem mindestens eine
der Hälften in dem Formsand eine Nut zur Aufnah-
me, von brennbaren Substanzen aufweist, da-
durch gekennzeichnet, daß die Nut von der in
dem Metallgußkasten zu bildenden Gußware derart
getrennt ist, daß die darin aufgenommene brenn-
bare Substanz die Oberfläche der Gußware nicht
erreicht.

Claims

1. A method of reducing pollutants, released for exam-
ple in the form of pyrolysis products, from metal
casting cases used in foundry practice, in which at
least one additional combustible substance is add-
ed to the metal casting cases, which, if it is not a
gas, is converted to the gaseous state or vapour
state on being heated and burns together with the
pollutants after leaving the metal casting cases,
characterized in that the additional combustible
substance is incorporated separately from a casting
formed in the metal casting case, in such a way that
it does not reach the surface of the casting.

2. A method according to Claim 1, characterized in
that the additional combustible substance is intro-
duced into the metal casting cases before pressing
and mixing with the moulding sand or portions of
the moulding sand.

3. A method according to Claim 2, characterized in
that the additional combustible substance in the
form of a solid fuel is embedded in a recess in the
moulding sand or core material.

4. A method according to one of Claims 1 to 3, char-
acterized in that, in order to achieve common com-
bustion of the pollutants and the additional combus-
tible substance, this mixture is ignited at the outlet,
preferably at an outlet orifice provided for this pur-
pose at the fitting edge.

5. A method according to one of Claims 1 to 4, char-
acterized in that the additional combustible sub-
stance contains at least one organic substance,
preferably a wax or an oil, more preferably a ketone,

aldehyde, ether, alkane, or alcohol, more preferably
ethanol or a gas.

6. A method according to one of Claims 1 to 5, char-
acterized in that the additional combustible sub-
stance is a solid, but preferably is a liquid.

7. A metal casting case for performing the method ac-
cording to one of Claims 1 to 6, comprising at least
two casting-mould parts, in which at least one of the
halves has a groove in the moulding sand for hold-
ing combustible substances, characterized in that
the groove is separated in such a way from the cast-
ing to be formed in metal casting case that the com-
bustible substance held in the groove does not
reach the surface of the casting.

Revendications

1. Procédé de réduction des émissions d'éléments
polluants, libérés par exemple sous la forme de pro-
duits de pyrolyse à partir de châssis de coulée de
métal, utilisés dans des fonderies, dans lequel au
moins une substance combustible supplémentaire
est ajoutée dans les châssis de coulée de métal,
cette substance passant lors du chauffage, dans la
mesure où elle n'est pas gazeuse, à l'état gazeux
ou à l'état de vapeur, et brûlant en même temps que
les éléments polluants lors de la sortie des châssis
de coulée de métal, caractérisé en ce que la subs-
tance combustible supplémentaire est déposée, de
façon séparée par rapport à une pièce coulée, for-
mée dans le châssis de coulée de métal, de telle
sorte qu'elle n'atteigne pas la surface de la pièce
coulée.

2. Procédé selon la revendication 1, caractérisé en
ce que la substance combustible supplémentaire
est introduite dans les châssis de coulée d.e métal
avant la compression et le mélange avec le sable
de moulage ou avec des parties du sable de mou-
lage.

3. Procédé selon la revendication 2, caractérisé en
ce que la substance combustible supplémentaire
est déposée, sous la forme d'un combustible solide,
dans un évidement du sable de moulage ou du ma-
tériau du noyau.

4. Procédé selon l'une des revendications 1 à 3, ca-
ractérisé en ce que, pour la combustion en com-
mun des éléments polluants et de la substance
combustible supplémentaire, ce mélange est en-
flammé au niveau de l'emplacement de sortie et, de
préférence, au niveau d'une ouverture d'échappe-
ment prévue à cet effet au niveau du rebord.
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5. Procédé selon l'une des revendications 1 à 4, ca-
ractérisé en ce que la substance combustible sup-
plémentaire contient au moins une substance orga-
nique, de préférence une cire ou une huile, de ma-
nière particulièrement préférée une cétone, un al-
déhyde, de l'éther, un alcane ou de l'alcool, de ma-
nière particulièrement préférée de l'éthanol, ou mê-
me un gaz.

6. Procédé selon l'une des revendications 1 à 5, ca-
ractérisé en ce que la substance combustible sup-
plémentaire est une matière solide, mais cependant
de préférence un fluide.

7. Châssis de coulée de métal, pour la mise en oeuvre
du procédé selon l'une des revendications 1 à 6, et
consistant en au moins deux parties de moule de
coulée, dans lequel au moins l'une des moitiés pré-
sente, dans le sable de moulage, une rainure pour
recevoir des substances combustibles, caractéri-
sé en ce que la rainure est séparée de la pièce cou-
lée à former dans le châssis de coulée de métal, de
telle sorte que la substance combustible, qui y est
reçue, n'atteigne pas la surface de la pièce coulée.

11 12



EP 1 417 059 B1

8



EP 1 417 059 B1

9



EP 1 417 059 B1

10


	Bibliographie
	Beschreibung
	Ansprüche
	Zeichnungen

